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A. Problem 

Der weitere Ausbau des Schienenwegenetzes der Deutschen 
Bundesbahn soll angesichts seiner Bedeutung für die Ver-
kehrserschließung der Bundesrepublik Deutschland künftig 
vom Deutschen Bundestag beraten und als Gesetz beschlos-
sen werden. Es erfolgt damit eine Angleichung des Verfah-
rensablaufs beim Ausbau des Schienennetzes an das bei den 
Bundesfernstraßen seit Verabschiedung des Gesetzes über 
den Ausbau der Bundesfernstraßen im Jahr 1971 praktizierte 
Vorgehen. 

Durch eine gesetzliche Absicherung der Ausbauplanungen 
der Deutschen Bundesbahn erhalten die Planungsarbeiten 
der DB eine feste Grundlage, die Kontinuität des Planungs-
prozesses wird verbessert und die Verbindlichkeit der Planun-
gen erhöht. Die Bestätigung der Notwendigkeit eines Ausbaus 
des Schienenwegenetzes durch das Parlament gibt den Pla-
nungen der DB ein größeres Gewicht und erleichtert die Rea-
lisierung der beschlossenen Vorhaben. 

Der Ausbauplan für die Schienenwege soll sich auf Maßnah-
men des Fernverkehrs, des Personenverkehrs in Ballungsge-
bieten sowie des kombinierten Verkehrs Schiene/Straße be-
ziehen. 

B. Lösung 

1. Der Ausbau des Schienenwegenetzes der Deutschen Bun

-

desbahn in den Jahren 1985 bis 2000 erfolgt nach einem 
vom Deutschen Bundestag zu beschließenden, in Stufen 
unterteilten Bedarfsplan. 
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2. Der Bedarfsplan bezieht sich auf Maßnahmen des 

— Neu- oder Ausbaus von Hauptverkehrsstrecken, 

— Personennahverkehrs in Ballungsgebieten und 

— kombinierten Verkehrs Schiene/Straße. 

3. Nach Ablauf von jeweils fünf Jahren wird der Bedarfsplan 
an die zwischenzeitlich eingetretene Entwicklung ange-
paßt. Die Anpassung geschieht durch Gesetz. 

4. Zur Verwirklichung des Ausbaus nach dem Bedarfsplan 
stellt der Bundesminister für Verkehr Fünfjahrespläne 
auf. 

5. Der Bundesminister für Verkehr wird verpflichtet, dem 
Deutschen Bundestag jährlich über den Fortgang des Aus-
baus des Schienenwegenetzes zu berichten. 

C. Alternativen 

Beibehaltung des derzeitigen Zustands, der, wie die Erfahrung 
gezeigt hat, unbefriedigend ist. Der Unterschied beim Pla-
nungsablauf von Bundesfernstraßen und Deutsche Bundes-
bahn bliebe bestehen. 

D. Kosten 

Durch das Gesetz selbst entstehen unmittelbar keine Kosten. 
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Entwurf eines Gesetzes über den Ausbau des Schienenwegenetzes der 
Deutschen Bundesbahn (BbSchwAbG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

§1 

Ausbau des Schienenwegenetzes 

(1) Bis zum Jahre 2000 wird das Schienenwege-
netz zur Verbesserung des Schienenverkehrs der 
Deutschen Bundesbahn nach einem Bedarfsplan 
für die Schienenwege ausgebaut, der diesem Gesetz 
als Anlage beigefügt ist. 

(2) Der Ausbau erfolgt nach Stufen, die im Be-
darfsplan bezeichnet sind. 

§2 

Aufstellung des Bedarfsplanes 

(1) Bei der Aufstellung des Bedarfsplanes sind 
folgende Maßnahmen vorrangig zu berücksichti-
gen: 

1. Bau oder Ausbau von Hauptverkehrsstrecken 
des Personen- und Güterverkehrs, 

2. Schienenwege in Ballungsgebieten, soweit sie 
dem Personennahverkehr dienen, 

3. Bau oder Ausbau von Rangierbahnhöfen, 

4. Schienenverkehrsanlagen, soweit sie dem kom-
binierten Verkehr Schiene/Straße dienen. 

(2) Bei der Abstimmung mit Investitionsplänen 
für andere Verkehrsträger sind die Auswirkungen 
auf die Umwelt, die Zielsetzungen der Raumord-
nungspolitik, die Energieversorgung der Bundesre-
publik Deutschland sowie die Sicherheit des Ver-
kehrs angemessen zu berücksichtigen. 

§3 

Anpassung des Bedarfsplanes 

Nach Ablauf von jeweils fünf Jahren prüft der 
Bundesminister für Verkehr, ob der Bedarfsplan 
der Verkehrsentwicklung unter Beachtung der Aus-
wirkungen auf die Umwelt, des Raumordnungsge-
setzes, der Entwicklung der Energieversorgung und 
der Verkehrssicherheit anzupassen ist. Die Anpas-
sung geschieht durch Gesetz. 

§4 

Fünfjahrespläne 

(1) Zur Verwirklichung des Ausbaus nach dem 
Bedarfsplan stellt der Bundesminister für Verkehr 
im Einvernehmen mit dem Vorstand der Deutschen 
Bundesbahn Fünfjahrespläne auf. 

(2) Das Gesetz zur Förderung der Stabilität und 
des Wachstums der Wirtschaft bleibt unberührt. 

§5 

Berichterstattung 

Der Bundesminister für Verkehr berichtet dem 
Deutschen Bundestag jährlich über den Fortgang 
des Ausbaus des Schienenwegenetzes nach dem 
Stand vom 31. Dezember des Vorjahres. 

§6 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des auf die Ver-
kündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 

Bonn, den 13. März 1985 

Dr. Vogel und Fraktion 
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Begründung 

Allgemeines 

Die Notwendigkeit, das Schienenwegenetz der 
Deutschen Bundesbahn auszubauen, durch neue 
Strecken, neue Rangierbahnhöfe und neue Um-
schlagsanlagen zu ergänzen, wird seit der erstmali-
gen Aufstellung des Bundesverkehrswegeplans im 
Jahr 1973 von der Bundesregierung detailliert be-
gründet und nachhaltig unterstützt. Zur Zeit befin-
den sich folgende Maßnahmen im Bau: 

Neubaustrecke Hannover - Würzburg 
Neubaustrecke Mannheim - Stuttgart 
Ausbaustrecke Frankfurt (M) - Mannheim 
Ausbaustrecke Gießen - Friedberg (H) 
Ausbaustrecke Dortmund - Hannover - Braun -

schweig 
Ausbaustrecke Hamburg - Hannover 
Ausbaustrecke Hamburg - Bremen - Münster 
Ausbaustrecke Würzburg - Nürnberg - Treucht

-

lingen - Augsburg 

Insgesamt beläuft sich die Investitionssumme die-
ser Maßnahmen auf 18,525 Mrd. DM (Preisstand 
1. Januar 1983). 

Ziel dieser Baumaßnahmen ist sowohl die Beseiti-
gung von Kapazitätsengpässen auf wichtigen 
Hauptrelationen des Schienennetzes der Deutschen 
Bundesbahn als auch die Steigerung der Attraktivi-
tät der Schiene durch erheblich kürzere Reisezeiten 
im Personen- und Güterverkehr. 

Dank der in den letzten Jahren im Bereich der Aus-
baumaßnahmen bereits fertiggestellten Bauvorha-
ben verfügte die Deutsche Bundesbahn Mitte des 
Jahres 1984 über Schnellfahrstrecken mit einer Ge-
samtlänge von 345 km, bei denen eine Höchstge-
schwindigkeit von 160 bis 200 km/h zugelassen ist. 
Dieses Schnellfahrnetz wird in den nächsten Jah-
ren mit der schrittweisen Fertigstellung der Neu-
baustrecken und dem Abschluß weiterer Baumaß-
nahmen an den Ausbaustrecken auf insgesamt 
1 529 km anwachsen. 

Im Gegensatz zu den Bundesfernstraßen, wo dies 
durch das Gesetz über den Ausbau der Bundesfern-
straßen vorgeschrieben ist, erfolgt im Bereich der 
Schienenwege keine Beratung und Verabschiedung 
der Neu- und Ausbaumaßnahmen durch das Parla-
ment. Die Planungen der Deutschen Bundesbahn 
werden lediglich vom Bundesminister für Verkehr 
im Rahmen der Fortschreibung des Bundesver-
kehrswegeplans auf ihre Dringlichkeit hin unter-
sucht und bewertet. Das Parlament wird lediglich 
über das Ergebnis dieser Bewertung unterrichtet. 

Dies hat mit dazu geführt, daß die Notwendigkeit 
insbesondere der Neubaustrecken der Deutschen 
Bundesbahn von verschiedenen Seiten lange Zeit 
angezweifelt wurde und sich dadurch die notwendi

-

gen Planungsverfahren übermäßig verzögert ha-
ben. Hinzu kommt, daß das Parlament an der Ent-
scheidung über diese sowohl von ihrem Umfang als 
auch von ihrer Bedeutung für die wirtschaftliche 
Entwicklung der Bundesrepublik Deutschland und 
einzelner Regionen her wichtigen Investitionen im 
Bereich der Schienenwege bisher nicht beteiligt 
war. 

Über die zur Zeit im Bau befindlichen Maßnahmen 
der DB hinaus besteht ein erheblicher weiterer In-
vestitionsbedarf im Bereich der Schienenwege. Soll 
auch in Zukunft die Qualität des Schienenangebots 
an die steigenden Bedürfnisse von Bevölkerung 
und Wirtschaft angepaßt werden, so kann auf diese 
Investitionen nicht verzichtet werden. Im Bundes-
verkehrswegeplan '80 sind hierzu als vordringlich 
angestrebte bzw. gesamtwirtschaftlich bauwürdige 
Maßnahmen die Neubaustrecken Rastatt - Offen-
burg - Basel und Köln - Groß-Gerau sowie zahlrei-
che Ausbaustrecken genannt. Die zur Zeit parallel 
zur Fortschreibung des Ausbauplans für die Bun-
desfernstraßen durchgeführte und Mitte des Jahres 
1985 abgeschlossene Fortschreibung des Bundes-
verkehrswegeplans wird diese sowie weitere Maß-
nahmen der DB nochmals bewerten und deren 
Dringlichkeit ermitteln. 

Angesichts der erheblichen finanziellen und ver-
kehrswirtschaftlichen Bedeutung der anstehenden 
Entscheidungen über weitere Ausbaumaßnahmen 
im Bereich der Schienenwege ist eine parlamentari-
sche Beratung und Verabschiedung dieser Pläne er-
forderlich. In Anlehnung an das bei den Bundes-
fernstraßen seit vielen Jahren übliche Verfahren ist 
erstmals im Jahr 1985 ein Ausbauplan für die Schie-
nenwege der Deutschen Bundesbahn aufzustellen 
und dieser dann alle fünf Jahre in Anpassung an 
die zwischenzeitliche Entwicklung fortzuschreiben. 
Der Ausbauplan für die Schienenwege soll sich auf 
Maßnahmen des Fernverkehrs, des Personenver-
kehrs in Ballungsebieten sowie des kombinierten 
Verkehrs Schiene/Straße beziehen. 

Die im Bundesbahngesetz festgelegten Kompeten-
zen der Organe der Deutschen Bundesbahn sowie 
die Genehmigungsvorbehalte des Bundesministers 
für Verkehr bleiben durch dieses Gesetz unbe-
rührt. 

Zu den Einzelbestimmungen 

Zu §1 

Der Ausbauplan für die Deutsche Bundesbahn gibt 
den Bedarf an Investitionen im Bereich des Schie-
nenwegenetzes bis zum Jahr 2000 an. Der Zeitraum 
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von 15 Jahren ist angesichts der für Planung und 
Bau großer Vorhaben erforderlichen Fristen not-
wendig. 

Die Einteilung in unterschiedliche Dringlichkeits-
stufen dient der langfristigen Planung. Hiermit 
wird bei Projekten, deren Bauwürdigkeit nachge-
wiesen ist, denen jedoch nach zusätzlichen Ent-
scheidungskriterien eine geringe Priorität zu-
kommt, die notwendige Flächensicherung im Zuge 
anderer öffentlich-rechtlicher Verfahren ermög-
licht. 

Zu § 2 

Der Bedarfsplan bezieht sich, so wie dies auch bis-
her bei den Bundesverkehrswegeplänen der Fall 
war, auf: 

— den Neu- und Ausbau von Hauptverkehrsstrek-
ken, 

— die nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungs-
gesetz geförderten Maßnahmen zur Verbesse-
rung des Schienen-Personennahverkehrs in Bal-
lungsräumen, 

— der Neu- und Ausbau von Rangierbahnhöfen. 

Neu in den Ausbauplan aufgenommen werden au-
ßerdem die dem kombinierten Verkehr Schiene/ 
Straße dienenden Anlagen. Dies ist angesichts der 
steigenden Bedeutung des kombinierten Verkehrs, 
der in erheblichem Maße zur Entlastung der Bun-
desfernstraßen beiträgt, notwendig. 

Zur Vermeidung von Parallelinvestitionen sind die 
Pläne über den Ausbau des Schienenwegenetzes 
mit den Ausbauplanungen des Bundes für die ande

-

ren Verkehrsträger abzustimmen. Hierbei sind ne-
ben verkehrlichen Aspekten auch die Auswirkun-
gen in den Bereichen Umwelt, Verkehrssicherheit, 
Raumordnung und Energieversorgung angemessen 
zu berücksichtigen. 

Zu §3 

Entsprechend dem beim Ausbauplan für die Bun-
desfernstraßen und dem Bundesverkehrswegeplan 
bewährten Verfahren ist auch der Bedarfsplan für 
den Ausbau des Schienenwegenetzes alle fünf 
Jahre an die verkehrliche und wirtschaftliche Ent-
wicklung sowie die Situation der Umwelt, der 
Raumordnung, der Energieversorgung und der Ver-
kehrssicherheit anzupassen. 

Die Anpassung geschieht wie bei der erstmaligen 
Verabschiedung des Bedarfsplans durch Gesetz. 

Zu § 4 

Zur Umsetzung der im Bedarfsplan als dringlich 
ausgewiesenen Vorhaben werden vom Bundesmini-
ster für Verkehr im Einvernehmen mit dem Vor-
stand der Deutschen Bundesbahn Fünfjahrespläne 
aufgestellt. 

Zu § 5 

Zur kontinuierlichen Unterrichtung des Parlaments 
berichtet der Bundesminister für Verkehr über den 
Fortgang des Ausbaus des Schienenwegenetzes im 
jeweils vorausgegangenen Kalenderjahr. 

Zu § 6 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Geset-
zes. 








